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Eurozentrische Weltbürgerbewegung
Zum WBGU-Sondergutachten Klimaschutz als Weltbürgerbewegung

Reaktion auf zwei Beiträge zum Thema Klimaschutz als Weltbürgerbewegung
in GAIA: A. Brunnengräber (2014), C. Leggewie et al. (2015)
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em Wissen schaftlichen Beirat der Bundesregierung Globale
Umweltveränderungen (WBGU) geht es – wie schon in sei-

nem Hauptgutachten (WBGU 2011) – auch im neuen Sonder -
gut achten Klima schutz als Weltbürgerbewegung (WBGU 2014) um
nichts weniger als die gro ße Transformation: von einer industri -
ell-kapitalistischen Gesellschaft, beruhend auf fossilen Energie-
trägern und Massenkonsum, hin zur Postkarbongesellschaft, die
planetarische Grenzen einhält.Dabei ist die Problemdeutung des
WBGU allein ökolo gisch begründet. Antrieb für gesellschaftliche
Transformation soll das Wissen um die negativen globalen Fol-
gen der Freisetzung von Treibhausgasen sein. Das Wirtschafts-
system oder die postkoloniale Naturaneignung der Industrielän -
der als Hauptverursacher des Klimawandels werden nicht infrage
gestellt. Vielmehr schlägt der WBGU technologische oder markt-
basierte Strategien zur Emissionsreduktion vor, die die globalen
Gesellschafts- und Umweltverhältnisse zementieren. 

Das Sondergutachten zieht aus dem aktuellen Kenntnisstand
des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) zum Kli-
mawandel1 auf den ersten Blick radikale Schlüsse. Bis 2070 müss -
ten die Emissionen klimarelevanter Gase aus fossilen Brennstof -
fen auf null reduziert werden, dafür seien verbindliche, einklag-
bare Zwischenziele sowie eine stärkere Beteiligung zivilgesell-
schaftlicher Akteure nötig. Und das solle am besten schon beim
nächstenWeltklimagipfel in Paris beschlossen werden.Der WBGU
schlägt eine neue Verantwortungsarchitektur vor, die neben den
vertikalen Strukturen der internationalen Klimapolitik eine hori -
zontale Beteiligung vorsieht und die zivilgesellschaftliche Teilha -
be an politischen Entscheidungsprozessen gewährleistet(WBGU
2014, S. 46f.). Das klingt alles gut und nach den alten Forderun-
gen der sozialen Bewegungen. Aber die Vorstellungen des WBGU
zur Ausgestaltung einer Teilhabe zivilgesellschaftlicher Akteure
unterscheiden sich fundamental von den Vorstellungen klima-
politischer Nichtregierungsorganisationen (NROs) wie Climate

Justice Now! oder La Via Campesina. Denn diese wollen nicht nur
an der Umsetzung fertiger Lösungen im Umgang mit dem Klima -
wandel beteiligt werden; vielmehr stellen sie die propagierten Pro-
blemlösungen selbst infrage. Vorschläge der sozialen Bewegun-
gen zum Klimaschutz, die ökonomische Wachstumsinteressen
und Wohlstandssicherung der Industrieländer berühren, blendet
der WBGU jedoch aus. Vielmehr universalisiert er europäische
Interessen einer Grünen Ökonomie. Diese Diagnose lässt sich an-
hand von drei Argumenten belegen: 1. Die vom WBGU identifi -
zierte Weltbürgerbewegung umfasst allein Unterstützer(innen)2

der institutionellen Klimapolitik. 2. Die WBGU-Vision einer Null-
emission klimarelevanter Gase nimmt die Beschränkung des Le-
bens- und Wirtschaftsraums traditioneller Gemeinschaften in
Entwicklungsländern in Kauf. 3. Die negativen sozialen Folgen
kapitalistischer Inwertsetzung von Natur bleiben im Gutachten
des WBGU unhinterfragt.

Klimapolitik mit allen Bürger(inne)n 
dieser Welt?

Der Begriff „Weltbürgerbewegung“ kann mit unterschiedlicher
Betonung gelesen werden. Entweder als „Welt-Bürgerbewegung“,
von der sich die transnationalen sozialen Bewegungen angespro-
chen fühlen, die seit Jahrzehnten zu sozialer Gerechtigkeit und
nachhaltiger Umweltpolitik aufrufen, oder als „Weltbürger-Bewe -
gung“, die im Kant’schen Sinne um eine Synthese partikularer
und universeller Interessen bemüht ist. Der WBGU denkt in der
zweiten Variante. Er bemüht für die neue Verantwortungsarchi-
tektur der Klimapolitik das Ideal aufgeklärter Weltbürger(innen),

Eurocentric World Citizen Movement. Reflections on the Report 
Climate Protection as a World Citizen Movement by the WBGU | GAIA 24/1(2015): 13–16
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1 www.ipcc.ch/report/ar5/index.shtml
2 Es handelt sich hier um die geschlechtsneutrale Schreibweise nach GAIA-Stan-

dards.Die Autorin präferiert die alternative Schreibweise „Unterstützer_innen“.
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die „Impulse an staatliche Akteure der internationalen Klimadi -
plomatie“ geben (WBGU 2014, S. 47) und so dazu beitragen, die
im Kyoto-Protokoll entworfenen Klimaschutz- und Klimaanpas-
sungsstrategien effektiv umzusetzen. Mit diesem Ideal stößt der
WBGU die klimapolitisch engagierten NROs vor den Kopf. Achim
Brunnengräber (2014) attestiert dem WBGU Realitäts- und Poli -
tikferne, da der Rat die Bedeutung sozialer Bewegungen für die
internationale Klimapolitik ausblende und die dazu vorliegende
sozialwissenschaftliche Literatur nicht zur Kenntnis nehme. In
ihrer Replik wischen Leggewie et al. (2015, S.10, in diesem Heft)
diese Kritik mit Verweis auf vorliegende WBGU-Publikationen
vom Tisch. Das klingt nach einem gewollten Missverständnis.
Brunnengräber spricht nämlich über konkrete NROs, die die in -
stitutionalisierte internationale Klimapolitik kritisch begleiten und
mehrere Klimagipfel unter Protest verlassen haben. Der WBGU
hält dagegen die kritischen Stimmen für weniger relevant; ihn
interessieren nur die innerhalb des Prozesses der United Nations
Framework Convention on Climate Change (UNFCCC) anerkann-
ten NROs (Leggewie et al. 2015, S.12). Mein Kommentar schließt
an die Einschätzung von Brunnengräber (2014) an und liefert
Überlegungen zu den Motiven des WBGU, UNFCCC-kritische
Weltbürger(in nen) auszublenden. 

Im WBGU-Gutachten (2014) wie in der Replik von Leggewie
et al. (2015) in diesem Heft findet sich keine Definition von „Welt-
bürgerbewegung“, lediglich der Verweis auf Appiah (2006), Ben-
habib (2006) und Beck (2009), deren jeweilige Argumentation aber
nicht ausgeführt wird. Das könnte daran liegen, dass diese Re-
ferenzen für das Anliegen des WBGU nur bedingt geeignet sind.
Al le drei Autor(inn)en haben sich mit dem Weltbürgertum in der
Moderne beschäftigt, das sie als „cosmopolitanism“ bezeichnen.
Kwame Anthony Appiah argumentiert, dass es jenseits kulturel -
ler Differenzen universelle Werte gebe, die sich im globalen Dia -
log manifestierten. Dieser Dialog könne jedoch nur außerhalb von
Institutionen und Parlamenten geführt werden. Seyla Benhabib
beschäftigt sich mit Bürgerrechten und deren Verlust bei Migrati -
on und plädiert für eine Demokratie ohne Grenzen. Auch Ulrich
Beck beschreibt eine Weltbürgergesellschaft, die durch globale Di -
aloge jenseits westlicher Dominanz geprägt ist. Alle drei kriti sie -
ren einen Kosmopolitismus westlicher Prägung und die national -
staatliche Abgrenzung bei der Bewältigung globaler Proble me. 

In der englischen Übersetzung des Sondergutachtens verwen -
det der WBGU den Begriff world citizen movement. Dieser Begriff
findet sich weder bei Appiah, Benhabib noch Beck. 

Anschlussfähig an die Lesart des WBGU wäre meines Erach-
tens eher der Begriff global citizens movement, den das Tellus In-
stitute und das Stockholm Environment Institute 2006 im Rah-
men ihrer Great Transition Initiative verwendet haben (Kriegman
2006). Anders als der Weltbürger-Begriff von Appiah, Benhabib
und Beck steht dieser für das Konzept einer globalen Bewegung,
die gemeinsame Werte vertritt. In der Einschätzung von Tellus
und Stockholm Environment Institute muss sich ein global citi -
zens movement erst formieren, da die bestehenden sozialen Bewe -
gungen noch keinen Weg gefunden haben, um zwischen Plura -
lismus und Kohärenz gemeinsame Themen zu formulieren oder

einen gemeinsamen Rahmen für Ziele und Aktionen sowie Go-
vernanceformen zu setzen (Kriegman 2006). Dieser Blick auf ei -
ne transnationale Bürgerschaft ist mit der Hoffnung verbunden,
sie könne einen Wertewandel einleiten, indem sie sich für Lebens -
qualität, weltweite Solidarität und Nachhaltigkeit engagiert. Hier
wird also davon ausgegangen, dass eine Weltbürgerbewegung nur
außerhalb von politischen Organisationen oder Parteistrukturen
funktionieren und einen Wertewandel in Gang setzen kann. Ent-
sprechend verstehen internationale NROs wie Oxfam einen Wer-
tewandel als Bottom-up-Prozess und verwenden den Begriff glo-
bal citizens movement synonym zu anti-globalization movement oder
global justice movement. Das steht im Widerspruch zum WBGU,
der den notwendigen Wertewandel als Top-down-Prozess eines
gestaltenden Staates und das Transformationsziel eines grünen
Wachstums als gesetzt be trachtet (WBGU 2011).

Der Begriff „Weltbürgerbewegung“ kommt im WBGU-Gut-
achten dann auch gar nicht mehr oft vor. Vielmehr geht es um
Bürger(innen), die Verantwortung übernehmen und den vertika -
len Institutionen zuarbeiten. Hier ist die Rede von „Menschen“,
etwa wenn das Gleichheitsprinzip des Budgetansatzes erklärt wird
oder es um die Bedeutung des Klimaschutzes geht („Menschheits-
aufgabe“,WBGU 2014, S.2), um die Herausforderungen des Kli-
mawandels („zukünftige Entwicklung der Menschheit“, S.12; „Le -
bensgrundlage der Menschheit“, S.20; „Anpassungsmöglichkeit
für die Menschen“, S. 24) oder die Verursacher(innen) des Klima-
wandels („der Mensch greift in das Klimageschehen ein“, S.13).
Wenn von der Verantwortung für den Klimaschutz die Rede ist,
treten die „ambitionierten Akteure“ auf den Plan, die Teil der „glo-
balen Zivilgesellschaft“ (S.2) sind. Diese schließen sich im Ideal -
fall zusammen in „ambitionierten Klima-Clubs, z.B. Allianzen
von Energiewendestaaten und Städtenetzwerken“ (S.2), und wer-
den zu Vorreitern für den Klimaschutz. Bürger(innen) aus Ent-
wicklungsländern werden explizit nur unter dem Stichwort „Ver-
antwortung für Klimamigranten“ (S. 62) thematisiert, als Men-
schen, die aufgrund von klimawandel induzierten Ernteausfällen
in Notlagen geraten. 

Allein durch diese Begriffswahl werden die Probleme univer -
salisiert: Wo von „Menschen“ statt von „Bürger(inne)n“ die Rede
ist, geht es um naturalisierte Subjekte, nicht um politische.

Diese kurze Begriffsanalyse zeigt, dass der WBGU die Verur -
sa chung des Klimawandels als Menschheitsproblem verallgemei -
nert, die Opfer des Klimawandels den Entwicklungsländern zu-
ordnet und die Impulse für die Rettung bei den aufgeklärten Bür-
ger(inne)n und Klima-Clubs der Industrieländer sieht. Auch in
ihrer Replik in diesem Heft haben Leggewie et al. als NROs mit
Einfluss auf ambitionierte Klimaverhandlungen allein Weltbank,
Weltkirchenrat, Rockefeller Foundation und britische Eliteuniver -
sitäten im Auge (Leggewie et al. 2015, S.11). Die Autor(inn)en des
Gutachtens produzieren mit ihrem Verständnis von Weltbürge -
r(inne)n eine Geografie der Verantwortung und Ermächtigung,
die sich in die alten Nord-Süd-Verhältnisse einschreibt. Die Ver-
antwortung für den Klimaschutz wird losgelöst betrachtet von
jeglicher Verantwortung für globale Ungerechtigkeit oder Natur -
ausbeutung. 

GAIA 24/1(2015): 13–16
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Dieses eurozentrische Bild findet sich auch in universalisier-
ten Ursachendeutungen: „Der Anstieg der Energienachfrage ist
in erster Linie auf die globale Wohlstandszunahme, Urbanisie-
rung, Lebensstiländerungen, die verbesserte Versorgung mit mo-
dernen Energiedienstleistungen und die Zunahme der Pro-Kopf-
Wohnfläche zurückzuführen“ (WBGU 2014, S.35). Die meisten
Bürger(innen) dieser Welt sind aber mit Energiedienstleistungen
noch gar nicht in Berührung gekommen und konnten auch ihre
Wohnfläche nicht vergrößern. Hier entpolitisiert der WBGU rea -
le globale Energie- und Entwicklungsbedarfe. 

Neue Verantwortungsarchitektur mit alten
Bekannten

Die globale Klimagovernance ist in der Krise. Vor allem der Welt-
klimagipfel in Kopenhagen 2009 (COP15) und der Weltum welt -
gipfel in Rio de Janeiro 2012(Rio+20) haben gezeigt, wie ineffek -
tiv das aktuelle globale Governancesystem ist. Der Multi late ralis -
mus in der bekannten Form ist gescheitert. Die internationalen
Klimainstitutionen leiden unter Demokratiedefiziten, Partikular -
interessen der Kyoto-Vertragsstaaten und der Unverbindlichkeit
von Klimaschutz- und Klimaanpassungsvereinbarungen (Dryzek
und Stevenson 2014). In diesem Scheitern sieht der WBGU eine
Chance für mehr zivilgesellschaftliche Teilhabe. Dabei denken
die Autor(inn)en aber nicht an neue Institutionen repräsentati-
ver Demokratie oder das Stimmrecht von NROs bei der Problem -
deu tung oder Instrumentenentwicklung in den UNFCCC-Gre-
mien. Vielmehr bestätigt der WBGU die Wichtigkeit der UN-In-
stitutionen und stellt deren formelle und informelle Regularien
und Instrumente nicht zur Debatte. 

Die Zivilgesellschaft soll lediglich – oder in den Augen des
WBGU: immerhin – an der Kontrolle und Einhaltung freiwilli-
ger Verpflichtungen der Vertragsstaaten beim Umgang mit Schä-
den und Verlusten (Klimaanpassung) und beim Einhalten des De-
karbonisierungspfades (Klimaschutz) beteiligt werden. Personen
oder Institutionen, die freiwillige und flexible Vereinbarungen
ohne völkerrechtliche Vorgaben kritisieren, sind in dieser Verant -
wortungsarchitektur nicht vorgesehen. Dabei weisen NROs wie
No-REDD Alliance, Pan African Climate Justice Alliance oder Cli-
mate Justice Now! immer wieder auf negative soziale Effekte und
Menschenrechtsverletzungen solcher Vereinbarungen hin, etwa
bei der Durchsetzung von Projekten innerhalb des Clean Develop -
ment Mechanism (CDM) in Lateinamerika und Afrika.

Fast zeitgleich mit der Veröffentlichung des WBGU-Sonder-
gutachtens gingen die Kritiker(innen) der etablieren Klimapolitik
in New York auf die Straße, um auf genau diese Missstände hin-
zuweisen. Am 21. September 2014 fand zum Auftakt des UN-Kli-
magipfels in New York der People’s Climate March mit rund 350000
Teilnehmer(innen) statt und war damit die größte umweltpoliti -
sche Kundgebung der Geschichte. Am nächsten Tag besetzten et -
wa 3000 Menschen das Zentrum des New Yorker Finanzdistrikts
unter dem Motto „Flood Wall Street“ und protestierten gegen die
Rolle des Finanzkapitals bei der Verschärfung des Klimawandels.

Hier hat sich die sozial- und umweltorientierte Klimabewegung
mit der kapitalismuskritischen Occupy-Bewegung vereint. Eine
der Vordenkerinnen dieser Bewegungen, Naomi Klein, benennt
dann auch ein ganz anderes Problem als der WBGU: „We have
not done the things that are necessary to lower emissions be-
cause those things fundamentally conflict with deregulated capi -
talism“(Klein 2014, S.18). Sie zeigt in ihrem Buch an vielen Bei-
spielen, wie der imperiale Industriekapitalismus und Marktfun-
damentalismus das Klimawandelproblem hervorgerufen haben.
Kapitalismus und nachhaltigen Umwelt- und Klimaschutz hält
sie für unvereinbar; sie plädiert für einen Systemwandel, der den
globalisierten Kapitalismus überwindet. Im Gegensatz dazu ge-
hen die WBGU-Autor(inn)en davon aus, dass globale Treibhaus-
gasemissionen auf null reduziert werden können und damit ei -
ne Klimakatastrophe zu vermeiden sei, ohne dass sich dasWirt -
schaftssystem wandeln müsse. Ihrer Ansicht nach ist das so  gar
am besten mit ökonomischen Instrumenten wie dem Emissi -
ons zertifikatehandel zu erreichen.

Globale Arbeitsteilung beim Klimaschutz

Der WBGU betrachtet den Transformationsprozess losgelöst von
den umkämpften Ideologien eines nachhaltigen Gesellschafts-
und Wirtschaftssystems. Der Rat suggeriert, das Scheitern inter-
nationaler Klimapolitik beruhe allein auf Governanceproblemen
und einer ineffektiven Verantwortungsarchitektur. Verantwortli -
che Klimapolitik muss sich jedoch auch mit Folgen des Kapitalis -
mus und Postkolonialismus beschäftigen, die zur Verschärfung
globaler Ungleichheit führen können. Erst die anhaltenden Pro-
teste von NROs am Rande der UNFCCC-Verhandlungen gegen
die menschenrechtsverletzendeUmsetzung vonREDD+ undCDM-
Projekten3 in Entwicklungsländern haben zu den sogenannten
safeguards (soziale Kriterien für CDM-Projekte) geführt. Diese Ef -
fekte zivilgesellschaftlicher Beteiligung lässt der WBGU uner-
wähnt. Die flexiblen Mechanismen des Kyoto-Protokolls und der
Emissionzertifikatehandel bleiben für den WBGU das Nonplus-
ultra der Emissionsreduktion. Diese Instrumente sind geschaf-
fen worden, um Industrieländer von Klimaschutzmaßnahmen
im eigenen Land zu entbinden, und tragen dazu bei, negative so -
ziale Nebeneffekte des Klimaschutzes in Entwicklungsländer zu
verlagern. Sarkastisch gesagt, ermöglichen sie es „engagier ten“
Bürger(inn)en und Unternehmen aus Industrieländern,Verant -
wortung für die Welt zu übernehmen, indem sie ihre Kohlen stoff -
emissionen mithilfe von Bürger(inne)n in Entwicklungslän dern
auf null rechnen. Diese Klimaschutzpolitik fördert national staat -
liche Konkurrenz und zementiert globale Machtverhältnis se.
Wenn das der neue Gesellschaftsvertrag ist, den der WBGU im
Sinn hat, dann muss er als Kohlenstoffkolonialismus beim Na-
men genannt werden. >

GAIA 24/1(2015): 13–16

3 http://cdm.unfccc.int und
www.un-redd.org/AboutREDD/tabid/102614/Default.aspx
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Die gesellschaftliche Akzeptanz der Kosten des Klimaschutzes
ist standortabhängig. Dem WBGU geht es darum, dass „jeder
Bürger die Null schafft“ (WBGU 2014, S. 1), um die notwendige
Emissionsreduktion „mit möglichst minimalen volkswirtschaft-
lichen Kosten zu erreichen“ (S.65).Hier hat der WBGU offensicht-
lich Bürger(innen) der Industriestaaten vor Augen. Aber wie sol-
len die Industriegesellschaften zu Nullemissionsgesellschaften
werden, ohne die sozialen und Umweltkosten zu tragen?„Klima -
neutralität“ ist der Schlüsselbegriff dieser Vision (S.1). Er zielt auf
eine quantitative Neutralität globaler Kohlenstoffemissionen.
Das Neutralitätskriterium gilt aber nicht für qualitative Nebenwir -
kungen wie soziale oder globale Gerechtigkeit. Zum Thema Kli-
magerechtigkeit sieht der WBGU immerhin Forschungsbedarf
„insbesondere mit Blick auf die relevante Lastenverteilung zwi-
schen verschiedenen Ländern und Individuen“ (S. 111). 

Die Nullemission bis 2070 durch Kompensationszahlungen
an Länder, die ihr Kohlenstoffbudget vermarkten wollen, kann
nur unter der Annahme funktionieren, dass heute arme Länder
in Afrika und Asien langfristig unter ihrem Budget bleiben. Ziel
vieler Entwicklungsländer ist aber eine schnelle Industrialisie-
rung, Urbanisierung und Automobilisierung. Diese Infrastruk-
turentwicklung wird es nicht allein in einer klimaverträglichen
Variante geben. Woher nimmt der WBGU die Gewissheit, dass in
den nächsten 55 Jahren nicht alle Entwicklungsländer zu Schwel-
lenländern geworden sind, mit entsprechenden Anstiegen bei den
Treibhausgasemissionen? In den Reallaboren dieser Welt sieht es
nicht nach Entwicklungsstillstand und Nullemission aus. 

Kohlenstoffkompensationszahlungen der Industrieländer –
und damit Anreize zur Reduzierung von Treibhausgasemissio-
nen – zielen zum Beispiel in Kenia allein auf zwei Bereiche des
Energiesektors: die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien
in großen Projekten und die Verbreitung effizienter Holzkohle -
kocher auf Haushaltsebene. Der emissionsintensive Agrarsektor
(Schnittblumen, Gemüse, Tee, Kaffee, Obst), der für den europä -
ischen Markt produziert, bleibt unberührt von Reduktionsbemü -
hungen. Eine Diversifizierung der Wirtschaft oder deutliche Ein-
kommensverbesserung der Armen werden mit dieser Klima-
schutzpolitik nicht erreicht. Hier wird die globale Verantwortung
für eine nachhaltige Entwicklung mit zweierlei Maß gemessen.

Der Entkopplungsthese fehlt die Evidenz

Der WBGU hält eine große Transformation für machbar, die al-
len nützt und keinem schadet: „Eine weltweite Transformation
zu einer klimaverträglichen Gesellschaft ist ohne große Konsum-
verluste und Kosten für die Weltwirtschaft realisierbar“ (WBGU
2014, S.1). Aus welcher Evidenz leitet der WBGU diese Behaup-
tung ab? Die formulierte Zukunftsverantwortung beruht auf der
Annahme, wirtschaftliche Aktivität sei vom Umweltverbrauch zu
entkoppeln: „Eine Weltbürgerbewegung kann aufzeigen, dass Kli -
maschutz in und mit der Gesellschaft funktioniert und dabei auch
ökonomische Vorteile bringt“ (S. 2). Mit dieser Vorstellung von
Grüner Ökonomie wird endloses Wirtschaftswachstum machbar.

Das allerdings hat in kapitalistisch-industriellen Gesellschaften
noch nie funktioniert. Sehr gut funktioniert hat hingegen die
räumliche Verlagerung des Umweltverbrauchs. Nur bringt dies
für die Entlastung der Atmosphäre gar nichts. 

Aber es kann nicht sein, was nicht sein darf. Das Sondergut-
achten belegt mit Verweis auf die IPCC-Berichte ausführlich die
Fakten zum Klimawandel. Dass die vorgeschlagenen technologi -
schen Lösungen des Klimawandelproblems mit ökonomi schen
Anreizen zum Ziel führen, wird als gegeben vorausgesetzt. Der
WBGU geht von einem handlungsrationalen Menschenbild aus
und glaubt an die Überzeugungskraft wissenschaftlicher Erkennt-
nis. Die Entscheidungs prozesse von Menschen, Unternehmen
und Regierungen sind jedoch von vielfältigen Interessen gelei-
tet, und diese sind nicht immer rational. 

Maßnahmen zur Abschwächung des anthropogen verursach-
ten Klimawandels wird es nicht ohne Verlierer geben. Da mögen
die technologischen Lösungen, marktorientierten Instrumente
und Managementstrategien noch so gut sein. Zu beobachten ist
vielmehr, dass die aktuell vonUNFCCC und WBGU präferierten
Lösungen soziale und globale Ungleichheit verschärfen. Diese
Tatsachen sollte ein verantwortungsbewusstes wissenschaftliches
Beratungsgremium nachvollziehen.
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